
Stopp, Konrad

Article  —  Digitized Version

Gewährt Vermögen soziale Sicherheit?

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Stopp, Konrad (1963) : Gewährt Vermögen soziale Sicherheit?, Wirtschaftsdienst,
ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 43, Iss. 8, pp. 325-326

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133326

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133326
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Sie setzt die davon Betroffenen der 
beruflichen Benachteiligung (höhere 
Arbeitslosigkeit, geringere Bezah­
lung, vorzeitiges Aussdieiden aus 
der Produktion usw.) aus und m adit 
sie gerade so zum Gegenstand 
sozialpolitisdier Notmaßnahmen.

. . . scha ffen  so z ia len  N o tsta n d  
w estdeu tschen  B ildungsw esens!

Bs gibt nodi ein w eiteres anzu­
m erken: Es ist lange bekannt, daß 
der A nteil der am Arbeitsleben Be­

teiligten zugunsten derer zurück­
geht, die von seinen Erträgen leben 
sollen. Nim gehört es zwar , zum 
Prinzip des Wirtsdiaftslebens, mit 
immer geringerem Aufwand immer 
größere Erträge zu erzielen, aber 
dieses Prinzip wird dodi weit­
gehend nur für den Tag gesehen. 
W iditig wäre es, die Arbeitenden 
durdi langfristige produktions­
ändernde und -fördernde M aßnah­
men so zu unterstützen, daß sie 
die immer größer werdende Unter­

haltsaufgabe ausreidiend wahrneh­
men können. Sieht man sidi aber 
die Forsdiungsmisere in der Bun­
desrepublik an, so muß man sagen, 
daß diese Aufgabe kaum gesehen 
wird.

Es ersdieint dringend notwendig, 
unsere Sozialpolitik daraufhin zu / 
untersudien, wie sie durdi Bil­
dungspolitik ersetzt w erden kann 
oder gar überflüssig gem adit wer­
den kann. (-he-)

K o n ra d  S to p p , D o rtm u n d ;

Gewährt Vermögen soziale Sicherheit?

In der Bundesrepublik Deutsdiland w ird sidier und 
unbeirrt der W eg zu einer allgemeinen Staatsbürger­

versorgung besdiritten, obwohl andererseits immer 
eindringlidier die Notwendigkeit einer Eigenvorsorge 
durdi Eigentums- (Vermögens-) Bildung für die Risiken 
des Lebens propagiert wird.

In der öffentlichen Diskussion wird in diesem Zusam­
menhang im allgemeinen von Eigentumsbildung ge- 
sprodien. Dies ist nidit korrekt, da durdi eine breite 
Streuung des Vermögenszuwadises kein Eigentum im 
juristisd ien  Sinne, sondern disponibles Vermögen 
gebildet wird.

V erm ögen  — Q uelle  d e r  S icherheit 
u n te r  bestim m ten  P räm issen

Ist es die Politik der W ahlgesdienke, oder ist es die 
Unmöglidikeit, riditige Erkenntnisse und damit ridi­
tige O rdnungsvorstellungen gegen das Unverständnis 
der W ähler durdizusetzen, die zu dieser Differenz 
zwischen W ollen und Handeln führen? Oder halten 
die Leitbilder, die das sozialpolitische W ollen bestim­
men, der gegebenen W irklidikeit gesellsdiaftlidier 
Zusammenhänge und Abhängigkeiten nidit stand? Ist 
die Differenz zwisdien Denken und Tun auf ein Leit­
bild zurüdezuführen, das die W irklidikeit zu gestalten 
n id it in der Lage ist? Kann unter den gesellsdiaftlidien 
Bedingungen einer Industriegesellsdiaft Vermögen 
soziale Sidierheit gewähren?

Diese letzte Frage ist sowohl zu bejahen als audi zu 
verneinen. Zu bejahen ist sie für die Besitzer großer 
Vermögen mit einem Zinseinkommen, das groß genug 
ist, um davon leben zu können. Mit einer grundsätz- 
lidien Einsdiränkung gilt dies audi für kleinere und 
m ittlere Vermögen. In diesem Fall kann die Existenz 
nicht aus dem Zinseinkommen, sondern unter bestimm­
ten m akroökonom isdien Voraussetzungen durdi Ver­
zehr der Vermögen bestritten werden.

Verzehr von Vermögen, d .h . Entsparen, bedeutet da­
bei nidits anderes als einen Umtausdi von Vermögens­
titel in Konsumtitel. Voraussetzung für den Umtausdi 
von Vermögenstitel, denen warenseitig Investitions­
güter gegenüberstehen, in Ansprüdie an das verzehr­
bare Sozialprodukt ist eine entsprediend hohe Spar­
quote aus den Einkommen der laufenden Periode. Die 
gesamtwirtsdiaftlidie Sparquote der laufenden Periode 
ist durdi die gütermäßige Zusammensetzung des 
Sozialproduktes präjudiziert. Jede Realisierung von 
Vermögen, das in vorangegangenen Zeiträumen gebil­
det wurde, bedingt eine zusätzlidie Sparquote, d. h. 
eine Sparquote, die über die vom Sozialprodukt der 
laufenden Periode erzwungene hinausgeht. Das Ent­
sparen, z. B. der Verkauf von Aktien, ist von einem 
kompensatorisdien Sparen und d .h . vom Konsumver- 
zidit anderer abhängig. Dem Entsparen der einen muß, 
gesamtwirtsdiaftlidi gesehen, ein Sparen anderer in 
der gleidien Periode gegenüberstehen. Die Möglidi- 
keit des Entsparens ist abhängig vom Volumen eines 
kompensatorisdien Sparens und findet im M arktpreis 
der Wertpapiere ihren Ausdrude.

Theoretisdi ist die Realisierung gebildeten Vermögens 
audi ohne eine kompensatorisdie Sparquote denkbar, 
und zwar bei Verzidit auf die Reproduktion des Kapi­
tals. Einen soldien Verzidit kann sidi aber keine 
Volkswirtsdiaft leisten, da er zu öiner Sdimälerung 
des Sozialproduktes und zwangsläufig zu Arbeitslosig­
keit führen müßte.

Il lu s io n  u n d  JP irklichkeit

Eine Sozialpolitik der „Hilfe zur Selbsthilfe“, die eine 
eigenverantwortlidie Daseinsfürsorge durdi Vermö­
gensbildung für die nahe Zukunft zum Ziele hat, muß 
unter den gegebenen M öglidikeiten scheitern. Kein 
Sozialpolitiker wird ernsthaft bestreiten können, daß 
es für die übersdiaubare Zukunft unmöglich ist, allen 
Bürgern eine Vermögensbildung in einer Größenord­
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nung zu ermöglidien, die dem aus dem Erwerbsleben 
Aussdieidenden mit Faktoreinkommen und damit mit 
Ansprüdien an das Sozialprodukt der laufenden 
Periode ausstattet, die zur Bestreitung der Existenz 
ausreidiend sind. Im günstigsten Fall könnten die 
Durdisdinittsbürger in der Zeit des Erwerbslebens ein 
Vermögen bilden, das groß genug ist, um in Zeiten 
der Arbeitsunfähigkeit, insbesondere im Alter, von 
dessen Substanz leben zu können.

Die Realisierung von Vermögen ohne W ertverlust ist 
möglidi, wenn es sidi um eine verhältnismäßig kleine 
Zahl derer handelt, die ihren Lebensabend mit der 
Substanz ihres Vermögens bestreiten, da sidi die kom- 
pensatorisdie Sparquote unter diesen Umständen in 
der Regel einstellt. Dieser mikroökonomisdie Sadi- 
verhalt bestätigt sidi im makroökonomisdien Zusam­
menhang dann nidit, wenn alle aus dem Erwerbsleben 
Aussdieidenden dies tun wollen bzw. sollen. In die­
sem Falle w äre ein „Großumtausch" von Vermögens­
titel in Ansprüdie an das verzehrbare Sozialprodukt 
der laufenden Periode zur Sidierung der sozialen Exi­
stenz bei Ausfall von Faktoreinkommen zwangsläufig. 
Die notwendige kompensatorisdie Sparquote aber 
kann nidit erzwungen werden. Der Staat kann zwar 
eine entsprediend hohe Sparquote fördern, garantie­
ren aber kann er sie nidit. Kleinere und mittlere V er­
mögen bedeuten aber nur dann soziale Sidierheit, 
wenn deren Realisierungsmöglidikeit gewähileistet ist. 
Mit zunehmender Zahl von Besitzern kleinerer und 
m ittlerer Vermögen verliert dieses seine Sekuritäts- 
funktion. Vermögen gewährt nur im Ausnahmefall 
soziale Sidierheit. Die Ausnahmefälle sind:

— Besitz hoher Vermögen mit Zinseinkommen, die 
zur Bestreitung der Existenz ausreidiend sind. Die 
Anzahl der Vermögensbesitzer ist dabei ohne Be­
lang, da Zinseinkommen A nsprüdie an das Sozial­
produkt der jeweils laufenden Periode darstellen.

— Kleinere und m ittlere Vermögen, die groß genug 
sind, um mit deren Substanz die soziale Existenz 
absidiern zu können; zum Volksganzen betraditet, 
gibt es relativ wenige Besitzer soldier Vermögen.

Diese Ausnahmefälle stellen die heutige W irklidikeit 
im Bereidi der Bundesrepublik Deutsdiland dar. Aus 
der Beobaditung dieser W irklidikeit ein sozialpoliti- 
sdies Prinzip ableiten zu wollen, ist verhängnisvoll. 
Das Leitbild der „selbstverantwortlidien Existenz" 
(Föhl) ist nidit ohne weiteres zu verallgemeinern.

Vorerst k e in  E nde  des V ersorgungsstaates

Eine Sozialpolitik, die einer weiteren Akkumulation 
des Vermögenszuwadises bei den Großvermögen zu­
gunsten einer breitgestreuten Vermögensbildung be­
gegnen will, muß aus der in den Sozialwissensdiaften 
unumstrittenen Erkenntnis, daß der Konsum der akti­
ven wie audi der inaktiven Bevölkerung allein aus 
dem verzehrbaren Teil des Sozialproduktes der je­
weils laufenden Periode bestritten werden kann, da­
für sorgen, daß alle Bürger bei Ausfall von Faktorein­
kommen über A nsprüdie an das verzehrbare Sozial­
produkt verfügen.

Eine Umverteilung der Faktoreinkommen durdi 
Steuern und Beitragsbelastung zugunsten der inaktiven 
Bevölkerung ist für die übersdiaubare Zukunft unab­
dingbar, da die auf eine breite Streuung des zuwadi- 
senden Vermögens abzielende Politik im günstigsten 
Fall vorerst nur zur Bildung breitgestreuter kleinerer 
Vermögen führen kann. Der Trend zum Versorgungs­
staat kann nur dann und in dem Umfang aufgehalten 
werden, als den Besitzern von kleineren und mittle­
ren Vermögen mit deren Zinseinkommen Ansprüdie 
an das Sozialprodukt der jeweils laufenden Periode 
zufallen.

In unserem Zusammenhang steht die Sozialpolitik in 
der augenblidclidien Situation vor einer doppelten 
Aufgabe. Es gilt erstens, die soziale Sidierheit aller 
für die W ediselfälle des Lebens durdi eine zwedc- 
mäßig aufgebaute Staatsbürgerversorgung, die heute 
im Prinzip sdion gegeben ist, zu gewährleisten. Zwei­
tens ist gleidizeitig für eine breite Streuung des zu- 
w adisenden Vermögens zu sorgen. Der notwendige 
Substanzerhalt dieser Vermögen in den Händen ihrer 
Besitzer wird allein durdi die gesellsdiaftlidie Soli­
darität, die in einer allgemeinen Staatsbürgerversor­
gung zum Ausdrudc kommt, ermöglidit.

Das Umverteilungs- und Versorgungsprinzip als ge- 
sellsdiaftlidie G arantie sozialer Sidierheit kann erst 
dann abgebaut werden, wenn der Ausnahmefall zur 
Regel geworden ist. Erst ein von Generation zu Gene­
ration w adisender Vermögensbesitz reditfertigt einen 
proportional zum steigenden Zinseinkommen verlau­
fenden Abbau des Versorgungsprinzips.
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